Translation Sample
Politisches Risiko
Wenn Firmen beabsichtigen, in einem anderen Land Handel zu treiben, müssen sie zunächst das damit verbundene politische (d.h. landesspezifische) Risiko in dem betreffenden Land einschätzen. Darunter versteht man, kurz gesagt, das Risiko einer abnehmenden Rendite eines Investments aufgrund von politischen Entscheidungen, Ereignissen oder Bedingungen (Matthee, 2011). Es gibt verschiedene Arten des politischen Risikos, die aus ihrem politischen und juristischen Umfeld resultieren. 
Das erste politische Risiko, dem sich ein auf ausländischen Märkten operierendes Unternehmen ausgesetzt sehen könnte, sind Handelseinschränkungen, die eine Regierung beschließt. So könnte eine ausländische Regierung beispielsweise Importe mit Zöllen belegen, um so den heimischen Arbeitsmarkt vor Importen zu schützen und um auf dem heimischen Markt wertschöpfende Aktivitäten zu fördern. Dies würde ein Unternehmen, das seine Waren auf diesen ausländischen Markt exportieren möchte, schmerzhaft treffen, denn eine Steuer auf Importe verteuert diese Waren. Das zweite Risiko, das typisch für Entwicklungsländer ist, ist Unsicherheit bezüglich der Eigentumsrechte. Bei ungesicherten Eigentumsrechten kann eine Regierung sich auf verschiedene Arten Besitz aneignen:   
· Beschlagnahme ist die Inbesitznahme von Firmen- und Privatvermögenswerten ohne Entschädigung. So beschlagnahmte beispielsweise in den 1980er Jahren Robert Mugabe, damals Premierminister von Simbabwe, über 5.000 Farmen, die Farmern europäischer Abstammung gehört hatten und teilte das Land unter gebürtigen Simbabwern auf (Cavusgil et al., 2014). Heute ist Beschlagnahme immer noch ein Risiko in der Bergbauindustrie in Entwicklungsländern.
· Enteignung ist die Inbesitznahme von Firmen- und Privatvermögenswerten mit Entschädigung. Im Jahr 2008 wurde eine russische Tochterfirma von British Petroleum namens TNK-BP genötigt, einen großen Teil ihres Ölgeschäfts an Rosneft, das staatliche Energieunternehmen in Russland, zu verkaufen. Dies geschah auf Druck der russischen Regierung (Economist, 2008; Cavusgil et al., 2014).
· Verstaatlichung ist die Inbesitznahme eines ganzen Wirtschaftssektors. Eine Entschädigung wird in manchen Fällen angeboten, ist aber nicht garantiert. So wurden beispielsweise große Teile der bolivianischen Rohstoffindustrien verstaatlicht, ohne dass eine Entschädigung angeboten wurde (Economist, 2008; Cavusgil et al., 2014).
